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V ieles wird behauptet, seit die Novelle 
zum Tiroler Flurverfassungslandes-
gesetz vorliegt. Viel Falsches, viel Be-

drohliches und viel Absurdes. Agrarische 
Hardliner mit gehörigen Eigeninteressen 
bezeichnen die Vorlage der schwarz-grünen 
Landesregierung als „Knebelungsgesetz“, 
warnen vor der Enteignung der Bauern und 
befürchten, zu „Lehensträgern“ degradiert 
zu werden. Am Gemeinwohl orientierte 
und unrechtsbewusste Realisten warnen 
davor, dass mit dem Gesetz zahlreiche Mög-
lichkeiten eröffnet werden, die Gemeinden 
neuerlich zu enteignen und damit die alte, 
böse Geschichte agrarierfreundlich zu be-
enden. Von „Sklaverei“ sprechen die einen, 
von Verfassungswidrigkeit die anderen. Wie-
der muss sich Tirol mit dem Klassenkampf 
auseinandersetzen, wieder mit der Frage, in 
welchem System das Land leben soll. De-
mokratischer Rechtsstaat oder doch lieber 
agrardominierter Ständestaat? Bald sieben 
Jahre nachdem der Verfassungsgerichtshof 

angefangen hat, kein gutes Haar am von der 
ÖVP geprägten Regime zu lassen, Verfas-
sungswidrigkeiten en masse feststellte und 
Amtsmissbräuche ebenso, geht die Auseinan-
dersetzung in die nächste Runde. Mit einem 
Gesetzesentwurf, der schon jetzt als multipel 
verfassungswidrig bewertet wurde. Es spitzt 
sich zu. Im Mailandtag will Schwarz-Grün 
die Novelle beschließen. Bis dato unbeirrt 
von den rechtlichen Bedenken und gänz-
lich unbeeindruckt von der Tatsache, dass 
diese Novelle mehr als zwei Drittel der öf-
fentlichen Grundstücke, auf denen statt der 
Eigentümer-Gemeinden Agrargemeinschaf-
ten herrschen, gar nicht erfasst. 

Irgendwo zwischen den Stühlen sitzen die 
Bürgermeister der betroffenen Gemeinden 
und versuchen verzweifelt, die neuerlich be-
stätigte Tatsache zu verdauen, dass sie rein 
gar nichts zu melden haben. Ihnen bleibt nur, 
staunend die Zahlen zu betrachten, die der 
Tiroler Gemeindeverband jüngst veröffent-
lichte (www.gemeindeverband-tirol.at).

Eine Fläche von 3,5 Milliarden Quadrat-
metern wurde den Gemeinden auf verschie-
den hinterlistige Weise entzogen und einer 
Handvoll Agrariern zugeschanzt. Um den 
Wert dieser Flächen zu schätzen, reicht es 
nicht, einen Quadratmeter mit einem Euro 
gleichzusetzen. Für einen Euro bekommt man 
in Tirol meist nicht einmal einen Quadrat-
meter Wald und allein beim Gedanken da-
ran, dass ein Baugrundstück beispielsweise in 
der Gemeinde Lans locker um 700 Euro pro 
Quadratmeter verkauft werden kann, kullern 
die Nullen nur so dahin. Nach oben, versteht 
sich. Lans ist ein gutes Beispiel. Die Gemeinde 
wurde zu 100 Prozent enteignet. Offenkun-
dig verfassungswidrig war dort das gesamte 
Grundvermögen der Gemeinde respektive der 
Gemeindebürger in die Regie der Bauernfa-
milien gewandert. Deren Macht und Reich-
tum wuchs mit jedem Grundstücksverkauf, 
während die Gemeinde selbst über Jahre auf 
Knien darum betteln musste, Flächen etwa 
für Wohnbauvorhaben erstehen zu dürfen. 

„Grausig werds, grausig!“
Es ist absurd. Obwohl die Lage der Agrar-Bauern durch die Novelle ultimativ vergoldet 

wird, wird Obmann Josef Geisler von ihnen gegeißelt. Hiebe ernten auch die Tiroler Grünen. 
Sie reagieren mit Ignoranz, dozieren Unhaltbares und verteidigen ihr Umfallen.

Agrargemeinschaften

Foto: Friedle (2)
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VP-Bauernbundchef Geisler: „Wir haben das Mögliche erreicht, mehr ging nicht“
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Flächen, die ihr gehören und trotz rechtlos 
installiertem Fremdregime immer gehört 
haben – mit allem Drum und Dran. Um 
4,38 Millionen Quadratmeter handelt es sich 
allein in dieser Gemeinde des südöstlichen 
Mittelgebirges. 4,1 Millionen sind es in der 
ebenso zu 100 Prozent enteigneten Gemeinde 
Schönberg im Stubaital, fast 4,3 Millionen in 
der um 99 Prozent ihres Grundvermögens 
gebrachten Gemeinde Neustift. Scharnitz 
sticht im großen Bezirk heraus, weil „nur“ 
43 Prozent des Scharnitzer Grundeigentums 
den rechtswidrigen Regulierungen zum Op-
fer fielen (3,8 Millionen Quadratmeter) und 
die Gemeinde sich über die Rettung von 5,1 
Millionen Quadratmetern freuen darf.

Die Kuchenstückchen, mit denen in den 
Grafiken des Gemeindeverbands jene Flächen 
dargestellt werden, die zumindest teilweise 
im Eigentum der Gemeinden geblieben sind, 
sind entweder gar nicht vorhanden oder ver-
schwindend klein. Allein im Bezirk Innsbruck 
Land wurden über 606 Millionen 
Quadratmeter dem Gemeindeein-
fluss entzogen. 

Bei den nach wie vor von Agra-
riern besetzten und missbrauchten 
Gemeindegrundstücken handelt 
es sich landauf, landab um das 
Gold des Landes, die Ressource 
schlechthin und die Rechnung, 
die beispielsweise Andreas Brugger 
(Liste Fritz) anstellte, gibt dem so 
schwer greifbaren Zahlenberg vor 
dem Hintergrund des für die Tiro-
ler so erdrückend teuren Wohnens 
eine durchaus praktische und lebensnahe No-
te. „Nehmen wir nur drei Prozent dieser 3,5 
Milliarden Quadratmeter, so stehen 210.000 
Baugrundstücke à 500 Quadratmeter zur 
Verfügung. Die Gemeinden könnten diese 
Grundstücke auch zum Tauschen herneh-
men und so die notwendige Infrastruktur in 
den Gemeinden, vom Kindergarten bis zum 
Sportplatz, sicherstellen“, erklärt Brugger. Er-
drückende Argumente, sind doch rund 100 
Tiroler Gemeinden stark und voll verschuldet 
bzw. sogar überschuldet. Tendenz steigend.

Mit dem Datenwerk des Gemeindever-
bands wurde glasklar, dass die angesichts der 
Mehrheitsverhältnisse (rund vier Prozent 
Bauern, rd. 96 Prozent Nichtbauern) irra-
tionale bäuerliche Übermacht in Tirol gute 
Gründe hat. Gemeindegründe, um genau zu 
sein, denn auf der Hälfte der nutzbaren Flä-
chen des Landes herrschen Agrargemeinschaf-
ten und der Großteil dieser Flächen wurde 
den Gemeinden regelrecht gestohlen. 

ECHO: Die Agrargesetz-Novelle der schwarz-
grünen Landesregierung befasst sich le-
diglich mit einem Drittel der Flächen, die 
Tirols Gemeinden weggenommen wurden. 
Rund 2,4 Milliarden Quadratmeter bleiben 
in den Händen der Agrarier. Wie können 
Sie das argumentieren bzw. verantworten?
Georg Willi: Es geht um jene Flächen, die der 
Verfassungsgerichtshof in seinem Urteil 
von 2008 so beschreibt: „Wenn die Agrar-
behörden … das Eigentum am Gemeinde-
gut auf die Agrargemeinschaft übertragen 
haben, war das … im Blick auf das Ergeb-

nis offenkundig verfassungswidrig.“ Wel-
che Gemeindegutsflächen das genau sind, 
ist in jeder Gemeinde zu prüfen. Jede Ge-
meinde kann eine solche Überprüfung bei 
der Agrarbehörde beantragen und – wenn 
sie mit dem Ergebnis nicht zufrieden ist – 
bis zu den Höchstgerichten gehen.
ECHO: Vor der Landtagswahl haben Sie das 
Rückübertragungsgesetz als einzige ver-
antwortungsvolle Lösung gefordert. Wie 
begründen Sie Ihre Abkehr davon?
Willi: Das Rückübertragungsgesetz ist jene 
Lösung, die ich bevorzugt hätte. Die Rück-
übertragung war und ist mit der ÖVP nicht 
machbar. Daher haben wir in den Koaliti-
onsverhandlungen gemeinsam eine Lösung 
gesucht, die von der Wirkung her gleich ist 
und den Gemeinden alle ihre Rechte am 
Gemeindegut sichert. Das kann der vorlie-
gende Entwurf: Er sichert den Gemeinden 
den Substanznutzen und den Nutzungs-

berechtigten ihre Nutzungen nach alter 
Übung.
ECHO: Wie begründen Sie, dass durch Ih-
re Novelle verfassungswidrige Haupttei-
lungen, die Sie früher „Gaunerteilungen“ 
nannten, in Form von vermögensrecht-
lichen Auseinandersetzungen möglich sind?
Willi: Ich teile Ihre Ansicht überhaupt nicht, 
dass die neue vermögensrechtliche Ausei-
nandersetzung einer Hauptteilung, wie sie 
vor 2008 praktiziert wurde, gleichkommt. 
Nach den klaren Urteilen des VfGH und 
dem daraus folgenden Wissensstand kann 
und wird keine Gemeinde mehr über 
den Tisch gezogen. Darauf passen genug 
BürgerInnen und GemeindevertreterInnen 
auf.
ECHO: Früher pochten Sie darauf, dass den 
Grünen Gemeinwohl und Rechtsstaatlich-
keit wichtig ist, weswegen die Rückübertra-
gung gefordert wurde. Betrachtet man die 
Haltung der Grünen in der Agrar-Causa, 
sind Gemeinwohl und Rechtsstaatlichkeit 
verhandelbar geworden. Wie definieren Sie 
diese Säulen heute?
Willi: Wir Grüne stehen voll und ganz zu 
Gemeinwohl und Rechtsstaatlichkeit und 
wollen mit der Novelle beides sicherstel-
len. Sollte dies durch das neue Agrargesetz 
doch nicht in vollem Umfang gelingen, 
was ich nicht glaube, gibt es genügend 
Gemeinden und den Gemeindeverband 
selbst, der es anfechten wird. Dann hören 
wir von den Höchstrichtern, was sie vom 
neuen Gesetz halten.
ECHO: Sie bezeichneten die Agrar-Causa 
als „größten Kriminalfall Tirols“ und die 
Tatsache, dass den Gemeinden die Grund-
stücke entzogen wurden, als „Raub“. Bereu-
en Sie heute Ihre Wortwahl von damals?
Willi: Meine Aussage hat die Zustände auf 
den Punkt gebracht. Mit der Novelle des 
Agrargesetzes 2010 hat sich die Lage für die 
Gemeinden erstmals verbessert. Jetzt folgt 
im Lichte der Überlingsentscheidung aus 
dem Jahr 2013, die ich so erwartet habe, der 
große und entscheidende zweite Schritt.
� Interview: Alexandra Keller

Die 180-Grad-Wende
Geschwärzte Argumente: Georg Willi verteidigt den 

Gesetzesentwurf und überlässt die Gemeinden sich selbst. 
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„Es geht um Millionenwerte, früher in 
Schilling, heute in Euro. Und die entschei-
dende Frage ist: Gehören diese Millionen 
einer gesamten Dorfgemeinschaft oder ge-
hören sie einigen Wenigen?“ Diese Frage 
hatte Georg Willi, Landessprecher der Tiro-
ler Grünen, in seiner Rede vom 21. Februar 
2013 dem Tiroler Landtag gestellt. Damals 
war für Willi (Interview Seite 19) die Erde 
noch eine Kugel, die Rückübertragung der 
Gemeindegrundstücke die einzige verant-
wortungsvolle Lösung der Agrarfrage und 
im federführend von ihm einberufenen 
Sonderlandtag überschlug er sich gleichsam, 
die Abgeordneten der Tiroler ÖVP zur Be-
sinnung zu bringen. Das ist lange her. Heute 
beantwortet das gemeinsam von der ÖVP 
und den Grünen erarbeitete Agrargesetz die 
Frage, ob die Millionen – die eigentlich zig 
Milliarden sind – einer gesamten Dorfge-
meinschaft gehören oder einigen Wenigen, 
relativ klar. „Die Novelle ist in weiten Teilen 
verfassungswidrig und widerspricht in vielen 
Teilen der verfassungsrechtlich zugesicher-
ten Gemeindeautonomie. Im Vergleich zur 
geltenden Rechtslage würde die vorliegende 
Novelle für die Gemeinden wesentliche 
Nachteile und Verschlechterungen bringen“, 
schrieb Ernst Schöpf, Präsident des Tiroler 
Gemeindeverbandes am 7. März 2014 an die 
Tiroler Bürgermeister. „Grausig werds, grau-
sig“, wurde nur drei Tage vorher ins Forum 
der Plattform Agrar (www.plattform-agrar.
at) geschrieben. Ein Omen?

Die Grünen empfinden das Gesetz nicht 
als grausig. Gar nicht. Sie sind regelrecht 
begeistert von ihrer Mithilfe und taub ge-
genüber den kritischen Stimmen. Die nach 
Weihrauch riechenden Worte Grünen-Klub

obmann Gebi Mairs lassen allerdings vermu-
ten, dass er noch nicht begriffen hat, was im 
schwarz-grünen Gesetz steht. „So manchen 
spöttischen Kommentar durfte ich mir anhö-
ren, als ich dazu aufgerufen habe, im Agrar-
streit Brücken zu bauen. Brücken zu bauen 
und trotzdem das Ziel nicht aus den Augen 
zu verlieren, nämlich den Gemeinden zu ge-
ben, was den Gemeinden zusteht“, schrieb 
Mair Anfang März 2014 mit leicht klerikalem 
Dozententon in seinen Blog. Er findet das 
Gesetz super, um wie viele Quadratkilome-
ter es sich nun wirklich handelt, ist ihm egal, 
und bei der Aufzählung der „Eckpunkte“ 
lässt er jeglichen Realismus vermissen. 

Auch Landeshauptmann-Stellvertreterin 
Ingrid Felipe glänzt nicht, wenn es um die 
Inhalte der Novelle geht. Von ECHO auf den 
Umstand angesprochen, dass die Novelle sich 
lediglich mit einem Drittel der Flächen be-
fasst und 2,4 Milliarden Quadratmeter in 
den Händen der Agrarier bleiben, sagt sie: 
„Der Entwurf befasst sich mit allen Agrar-
gemeinschaften, die aus Gemeindegut her-
vorgegangen sind, egal ob es sich um eine 
Agrargemeinschaft handeln würde oder um 
mehrere Tausend. Die Regelungen gelten für 
alle Gemeindeguts-Agrargemeinschaften.“ 

Was nun? Alle Agrargemeinschaften, die 
aus Gemeindegut hervorgegangen sind, 
oder doch nur die sogenannten Gemeinde-
guts-Agrargemeinschaften, die eben nur ein 
Drittel der Unrechtsflächen einnehmen? In 
der Novelle wird der Substanzwertbegriff 
(§ 33) ausdrücklich auf jenes Gemeindegut 
eingeschränkt, wo durch die Agrarbehörde 
Eigentumsübertragungen an Agrargemein-
schaften erfolgt sind. Nur die sogenannten 
atypischen Agrargemeinschaften werden in 

Bezirk Reutte Bezirk Landeck Bezirk Imst

Freitag, 14. März 2014Freitag, 14. März 2014 Freitag, 14. März 2014 Freitag, 14. März 2014 Freitag, 14. März 2014

Bezirk Innsbruck Land

■ 34%	 234,03 km²
■ 52%	 355,27 km²
■ 11%	   7 3,13 km²
■   3%	    22,22 km²

■ 38%	 389,24 km²
■ 26%	 265,88 km²
■ 28%	 280,15 km²
■   8%	    76,44 km²

■ 49%	 401,72 km²
■ 25%	 204,57 km²
■ 12%	   95,27 km²
■ 15%	 120,24 km²

■ 13%	 13,75 km²
■ 38%	 40,82 km²
■ 40%	 42,99 km²
■   9%	   9,55 km²

■ 35%	 235,16 km²
■ 26%	 173,77 km²
■ 29%	 197,64 km²
■ 10%	   70,88 km²

Eigentumsverhältnisse Tirol Gesamt

Freitag, 14. März 2014

33 %

29 %

29 %
10 %

Bezirk Schwaz

Tirols wichtigste Agrarbezirke im Überblick: Die Farblegende entspricht jener von Tirol Gesamt, siehe unten; Quelle: Tiroler Gemeindeverband

■ 1306,38 km² Gemeinschaftlich genutztes Ei-
gentum der Gemeinden – durch Agrarbehörde 
rechtswidrig regulierte Flächen, Teilwälder mit 
Rechtsänderungen, gemeinschaftlich genutzte 
Flächen 
■ 1148,45 km² atyp. Gemeindegut im Ei-
gentum einer AG – den Gemeinden durch die 
Agrarbehörde offenkundig verfassungswidrig 
entzogenes Grundeigentum mit den nach den 
Regulierungen zusätzlich zugekauften Flächen
■ 1130,69 km² sonstiges ehemaliges Gemein-
degut, Fraktionsgut oder Nachbarschaftsgut im 
Eigentum einer AG – den Gemeinden durch die 
Agrarbehörde offenkundig verfassungswidrig 
entzogenes Grundeigentum mit den nach den 
Regulierungen zusätzlich zugekauften Flächen
■ 379,57 km² Gemeindevermögen, Eigen-
tum einer Fraktion, Gemeinde-Fraktions-
Nachbarschaft – keine Regulierung und keine 
Eigentumsänderung 

Die Zahlen zu den einzelnen Gemeinden 
finden sie unter www.gemeindeverband.at



23

p o l i t i k

ECHO 04/2014

der Novelle behandelt und darauf sind die 
Vertreter des Tiroler Bauernbunds auch stolz. 
„Ein Hinweis muss auch erlaubt sein“, stellen 
Bauernbundobmann Josef Geisler und Bau-
ernbunddirektor Peter Raggl in der Funkti-
onärsinformation zum Agrargesetz fest. „Die 
Inhalte der Novelle gelten selbstverständlich 
nur für Gemeindeguts-Agrargemeinschaf-
ten.“ Selbstverständlich.

Für jene Gemeinden, deren Gemeinde-
gut zu den im Gesetz nicht behandelten 2,4 
Milliarden Quadratmeter zählt, hat Felipe ei-
nen üblen Rat: „Ich bitte diese Gemeinden, 
einen Feststellungsbescheid bei der Agrar-
behörde zu beantragen. Wenn sie mit dem 
Ergebnis nicht zufrieden sind, steht ihnen 
der Weg zum Verwaltungsgerichtshof offen. 
Mit höchstgerichtlichen Urteilen sind wir 
ja bisher nicht ganz schlecht gefahren.“ Die 
Gemeinden sollen es also selbst regeln. Po-
litische Verantwortung klingt anders. Nicht 
zuletzt, weil die Landespolitik unfähig war, 
die Agrarfrage verfassungskonform „von 
oben“ zu regeln, war es in manchen Gemein-
den zu extremen Auseinandersetzungen ge-
kommen. 

Auf die Grünen dürfen sich keine Hoff-
nungen konzentrieren: Zu jenen Unrechtsak-
ten, die in der NS-Zeit zahlreiche Osttiroler 
Gemeinden enteigneten und von der Landes-
regierung still geduldet werden, kann Ingrid 
Felipe gar nichts sagen. Fast ein Drittel des 
Raubguts (1,13 Milliarden Quadratmeter) 
war den Agrargemeinschaften im NS-Regime 
zugeschanzt worden. Und Felipe sagt dazu 
nur: „Wir freuen uns jederzeit über konkrete 
Vorschläge, wie eine rechtlich machbare Auf-
arbeitung aussehen kann.“ Wieder: Politische 
Verantwortung klingt anders.

Am anderen Ende des die Agrarnovelle 
umrahmenden koalitionären Spannungsbo-
gens geht es nicht minder ans Eingemachte. 
An diesem Ende beziehen die Funktionäre 
des Tiroler Bauernbunds seit der Präsen-
tation des Gesetzesvorschlags heftige Prü-
gel. Zwischen 6. und 24. März 2014 stellten 
Bauernbundobmann, LHStv. Josef Geisler, 
Bauernbunddirektor Peter Raggl und der 
Obmann des Agrarklubs, LAbg. Hermann 
Kuenz, die Novelle in den Tiroler Bezirken 
vor. Und ernteten teils heftigen Gegenwind. 
Im Saal der Gemeinde Pfons waren am 10. 
März 2014 beispielsweise fast 400 Bauern an-

wesend und die wenigsten begegneten ihren 
Standesvertretern mit Wohlwollen. Für die 
Agrargemeinschaftsmitglieder kommt das 
Gesetz einer „Enteignung“ gleich und die 
Bauernbundspitze wurde vor diesem Hin-
tergrund als „katastrophal“ bezeichnet. 

Im Wissen, dass die Gemeinden mit der 
Novelle neuerlich in die Knie gezwungen 
werden und Josef Geisler recht hat, wenn er 
feststellt, „Wir haben das Mögliche erreicht, 
mehr ging nicht“, mutet der Aufruhr in den 
Bauernreihen absurd an. Trotzdem rumort 
es, Protestmärsche stehen im Raum, Formu-
lare für den Austritt aus dem Bauernbund 
werden verbreitet und die sechs Bauern-
bund-Abgeordneten dazu gedrängt, der No-
velle nicht zuzustimmen. So sagt etwa Toni 

Riser, Kopf der Agrariervereinigung „Agrar 
West“: „Persönlich erwarte ich mir, dass die 
im Landtag sitzenden bäuerlichen Abgeord-
neten diesem Knebelungsgesetz die Zustim-
mung verweigern. Die historische Wahrheit 
zum Eigentum wurde nicht erforscht.“ Das 
ist nach wie vor ihr Punkt. 

„Uns interessiert lediglich eine historische 
Aufarbeitung. Wir bekämpfen nicht das Ge-
meindegut, sondern wir bekämpfen den 
Zugriff auf unser Eigentum. Mich kotzt es 
an, dass Tirol von dermaßen unfähigen Po-
litikern an die Wand gefahren wird“, unter-
mauert Georg Danzl, Obmann der Plattform 
Agrar, seine Ablehnung der Gesetzesnovelle. 
Protestaktionen lehnen sowohl Riser als auch 
Danzl ab. Von der ÖVP fühlen sie sich ver-
raten und Danzl vermutet, dass nicht wenige 
Agrarier künftig die NEOS wählen werden. 
„Wir haben den längeren Atem und die 
nächsten Wahlen kommen bestimmt“, sagt 
er. Vorher wird noch eine Stellungnahme zur 
Novelle erarbeitet und weiter die historische 
Aufarbeitung abseits der Grundbücher ge-
fordert. „Die Unterlagen sind längst da. Eine 
unabhängige Kommission müsste sich das 
anschauen und die rechtmäßigen Eigentü-
mer feststellen“, so Danzl. Bislang verlief je-
der juristische Vorstoß in diese Richtung im 
Sand. Doch die Überzeugung, dass ein Groß-
teil der zur Rede stehenden 3,5 Milliarden 
Quadratmeter „wahrhaftig“ den Bauerner-
ben gehört, wurde in den Agrarierkreisen in 
Stein gemeißelt. 

Noch bilden Rechtsstaatlichkeit, Demo-
kratie oder Gleichheit keine wirkungsvollen 
Abführmittel. Der Spannungsbogen scheint 
viel zu groß. Und: „Grausig werds, grausig!“�
� Alexandra Keller

Bezirk Lienz
Der Enteignungsreigen der Tiroler Gemeinden zugunsten der Agrargemeinschaften 
verlief von Bezirk zu Bezirk unterschiedlich. Die Bezirke Kitzbühel, Kufstein und 

Schwaz kommen in der Agrargemeinschaftsdiskussion deswegen nicht so dramatisch vor, weil dort hauptsächlich 
sogenannte Interessentschaften, also bäuerliches Gemeinschaftseigentum, zu Agrargemeinschaften „umreguliert“ 
wurde. Als schrilles Beispiel sticht im Bezirk Kufstein dennoch die Gemeinde Langkampfen heraus, wo knapp 
zwei Millionen Quadratmeter Gemeindegut verfassungswidrig der Agrargemeinschaft zugeschanzt wurden. Im 
Bezirk Innsbruck Land ist das anders. Der Großteil der regulierten Flächen sind Gemeindegut. Die Regulierungen 
setzten hier sehr stark ab 1949 ein. Im Bezirk Landeck wurde fast ausschließlich Gemeindegut zu Agrargemein-
schaften reguliert, nur 265,88 Millionen Quadratmeter wären von der Agrar-Novelle betroffen, rund 669 Millio-
nen Quadratmeter der Gemeindegründe blieben „unangetastet“. Ischgl hat eine kleine Chance, seine über 23 
Millionen Quadratmeter (atyp. Gemeindegut) zurückzubekommen. Der Bezirk Lienz nimmt eine Sonderstellung 
ein. Hier wurde in der NS-Zeit zum ersten Mal systematisch Gemeindegut den Agrargemeinschaften zugeschanzt. 
Nach 1949 wurde dort der Rest „erledigt“. Im Bezirk Imst gibt es den höchsten Anteil an rechtswidrig reguliertem 
Fraktionsgut (49 %) und der Bezirk Reutte fällt dadurch auf, dass der Schwerpunkt der Regulierungen in der Zeit 
nach 1982 liegt, also nach dem ersten VfGH-Erkenntnis zum Gemeindegut. 

Die Bezirke

Freitag, 14. März 2014

■   2%	   10,37 km²
■ 16%	   98,72 km²
■ 72%	 432,20 km²
■ 10%	   60,36 km²

„Mich kotzt es an, dass Tirol von 
dermaßen unfähigen Politikern 

an die Wand gefahren wird.“
Georg Danzl, Obmann Plattform Agrar


